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’ In Sachen

‘
Beklagten und Revisionsklägerin,

Prozeßl>evollmächtigte1

1' gegen

y Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:
' 1

hat der 2„ Senat des Bungeeaozi„lgeiichts

auf die mündliche Verhandlung vom 30„ Juni 1960

in Berlin, an der ch‘@eriu haben

Sen„tepx usident B r e c k m a n n
als Vocsitzender,

Bundesrichter Dr„ B a r e s e l und

Bundes richter S 0 h n i t t
als meitere Berufsrichter‚

Bundeseozialrichter B o g a t z .' und

Bundessozialrichter T i e d t
als ehrenamtlic■e Beisitzer,

_
;

1
J‘„\\

Das Urteil des Lande ssoz alW ric:1ts Berlin vom

für hecnt erkennt:

‘3„ April 1959 wird 1nit dc—.nihm zugrunde liegen—2

den Feststellungen auige’noben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen„ ' I‘
(

\
1
\

Von hecnts wegen.
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Der Ehemann der Klägerin war
seit 1952 bei der Deutschen

Treuhandgesellschaft in Berlin, einem Mitglied der beklagten

Berufsgenossenschaft, als Prüfer angestellt, Am 2„ Mai 1956

begann er für seine Arbeitgeberin mit einer Prüftätigkeit

bei der Zentraleuropäischen Vereicherungs-AGC in Stuttgart;

die Tätigkeit sollte sich auf etwa zwei Monate erstrecken„

Bereits am ersten Arbeitstage zog er sich beim Mittagessen

in der Kantine des zu prüfenden Unternehmens eine Lebensmit—

telvergiftung zu° Mit ihm erkrankten weitere 30 von 70 Essens
teilnehmen1an Durchfall, zum Teil mit K0pfschmerzen und Be—

nommenheitszuständen° Während alle erkrankten Angehörigen

der Zentraleuropäischen Versicherungs—AG„ am nächsten Tage

wieder gesund waren, klagte der Ehemann der Klägerin noch

über Kopfschmerzen; deshalb blieb er vom 4° bis 60 Mai der

Arbeit fern° Am 7° Mai arbeitete er wieder, fühlte sich aber

sehr unwohl und hatte auch in der Folgezeit unter Appetit—

losigkeit, Druck im Kopf, Übelkeit und Durchfall zu leiden„

Am 17° Mai 1956 wurde er in das Krankenhaus Bad Cannstatt

eingeliefert° In den ersten Tagen verschlechterte sich sein

Gesundheitszustand weiter° Dann trat eine Besserung ein; das

Bewußtsein wurde wieder merklich klarerc Mit der cerebralen

Besserung stellte sich jedoch eine Darmlähmung ein, die zu

einer Kreislaufverschlechterung führte, Nachdem der Kreislauf

mehrfach versagt hatte und eine Lunhenembolie aufgetreten

war, starb der Ehemann der Klägerin am 29, Mai 1956° Der

Sektionsbefund ergab eine Erkrankung der harten Hirnhaut mit

Komplikationenu
_

_t

In einem Gutachten vom 6, August 1956 beueichnete Oberarzt

Dr° B von der Inneren Klinik des Städtischen Kranken—

hauses Stuttgart—Bad Cannstatt die Erkrankung der harten

Hirnhaut mit ihren Komplikationen als Todesursache° Weiter

heißt es in dem Gutachten u°a„: Die Krankheit, anlagebedingt

und wahrscheinlich ausgelöst durch eine bei der Sektion
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festgestellte Arteriosklerose, habe mindestens seit mehreren

Monaten bestanden„ Sie sei durch die Lebensmittelvergife

tung offenbar geworden und richtunggebend verschlimmert wor—

den° Die Beklagte holte außerdem ein Gutachten von der Medizi—

nischen Klinik der Freien Universität Berlin eine Darin führ—

ten Profc Dro P und Prof„ Dr. T ; zusammenfassend

aus: Todesursache sei eine Hirnhautentzündung mit ihren Kom—

plikationen gewesen„ Die Erkrankung habe wohl schon seit Mo—

naten bestanden° Der Ausbruch der akt >n Eniphase sei höchst—

wahrseheinlich durch eine Nahrungsmi elvergiftung verur—

sacht worden„ Die Ver "tung habe & > durch Verschlimme-

rung der Grundkrankhe11 'n einmalig i„chtunggebender Weise

zum Tode beigetragen„ Dieser sei früher als unter normalen

Umständen eingetreten, um wieviel frii;xer9 lasse sich nicht

mit Bestimmtheit sagen; es könnten Wochen, aber auch Monate

1
;

Durch Bescheid vom 11„ Oktober 1956 lehnte die Beklagte den

Anspruch der Klägerin auf Witwenrente ab° Zur Begründung

gewesen sein„

führte sie in erster Linie aus, die Einnahme des Essens sei

selbst unter Berücksichtigung des Umstandes, daß der Ehe—

mann der Klägerin sich auf einer Dienstreise befunden habe‚

eine eigenwirtschaftliche Tätigkeit gewesen. Hilfsweise be—

rief sie sich darauf, die auf die Lebensmittelvergiftung

zurückzuführende Beeinflussung des Grundleidens des Erkrank—

ten habe sein Leben nicht um
mindestens ein Jahr verkürzt,

also seinen Tod nicht in rechtlich wesentlicher Weise ver—
[ \ursachto

_
r g

„
g

. 1 — 3

Diesen Bescheid hat die Klägerin mit der Klage angefochten°

Das Sozialgericht (SG„) Berlin hat den Fecharzt für Chirur—

gie und Röntgenologie Dr„ N als Sachverständigen ge—
hört° Dieser ist weitgehend zu dem gleichen Ergebnis ge—

langt wie die von der Beklagten zugezcgcncn Sachverständigen°

Er hat jedoch die Frage, ob durch die Lehensmittelvergiftung

der Eintritt des Todes um mindestens ein Jahr beschleunigt

worden ist, im Hinblick auf die in den letzten Krankheits—

tagen festgestellte Besserung der Hirnhautentzündung‚ mit

‚
(
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hinreichender'Wahrscheinlichkeit bejaht°

Durch Urteil vom 27° März 1957 hat das SG° den Be cheid der
Beklagten aufgehoben und diese verurteilt, der Klägerin die

Witwenrente zu gewähren„ Es hat in der Lebensmittelvergiftung

einen_Arbeitsunfall gesehen und hierzu ausgeführt: Zwar
stehe die Nahrungsaufnahme als eigenwirtschaftliche Tätigkeit

grundsätzlich nicht unter Versicherungsschutz° Anders sei

dies jedoch, wenn ein Betriebsangehöriger sein Essen in der

Werkskantine einnehme und dabei durch verdorbene Speisen

geschädigt werde° Der Ehemann der Klägerin sei allerdings

nicht Angehöriger desjenigen Betriebes gewesen9 der die

Kantine unterhalten habe° Er sei aber als Prüfer für diesen

Betrieb tätig gewesen und habe deshalb, wenn auch nicht

formell, so doch tatsächlich während der Prüfzeit zu ihm
‘

gehört° Überdies habe die Einnahme des Essen in der Kantine'

wegen der Zeit— und Kräfteersparnis nicht nur im Interesse

des geprüften Betriebes, sondern auch der Deutschen Treuhand—

gesellschaft gelegen"

Die hiergegen form— und fristgerecht eingelegte Berufung der

Beklagten ist durch Urteil des Landessozialgerichts (LSG°)

Berlin vom 23„ April 1959 mit folgender Begründung zurück—

gewiesen werden: Das SG„ habe den Ehemann der Klägerin zu

Unrecht als "de facto — Betriebsangehörigen" der Zentral—
europäischen Versicherungs—AG° behandeltu Gleichwohl sei die

Lebensmittelvergiftung als Arbeitsunfall zu werten° Auf i„n»t_

Dienstreisen sei für mancherlei nicht ausschließlich zur

privaten Sphäre des Versicherten gehörende Betätigungen ein

rechtlich wesentlicher Zusammenhang mit der versicherten

Tätigkeit anzuerkennen° Wenn schon ein Hotel, wie das Bundes—

sozialgericht (BSG„) in’BSG° 8 SO 48 angenommen habe, für

auswärtige Betriebsangehörige einen Ersatz für die eigene

Häuslichkeit und die Arbeitsstätte bilde, so müsse dies erst

recht für eine Werkskantine geltenn Während der Essensein—

nahme in der Kantine habe die Beziehung des Ehemannes der

Klägerin zu seiner dienstlichen Tätigkeit insofern fortbe—

standen, als seine Arbeitgeberin daran interessiert gewesen

_5._
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sei, daß ihr Prüfer die ihm übertragene Arbeit möglichst

schnell beendete, also keine unnötige Zeit mit dem Aufsun

chen von Speiselokalen verbrauchte° Der Deutschen Treuhand—

gesellschaft sei auch daran gelegen gewesen, daß ihr Prüfer

die Verpflegungsspesen möglichst gering hielt° In der Essens—

einnahme könne daher nicht eine so eindeutige und nachhal—

'tige Hinwendung zu rein persönlichen Belang n erblickt wer—
den, daß der Versicherungsschutz entfallen müßtec — Den me—

dizinischen Zusammenhang zwischen dem Tod und der Lebensmit—

telvergiftung hat das LSG, in Übereinstimmung mit dem SG°
bejaht; es hat als hinreichend wahrscheinlich erachtet, daß

die vermutliche Lebensdauer des Ehemannée der Klägerin durch

die Vergiftung um mindestens ein Jahr verkürzt worden seit

Das LSG° hat die Revision zugelassen°

Das Urteil ist der Beklagten am 22„ Mai 1959 zugestellt wor—
den° Hiergegen hat sie am 11° Juni 1959 Revision eingelegt und

diese gleichzeitig sowie mit Schriftsatz vom 3, Juli 1959,

der am 9° Juli 1959 beim BSG“ eingegangen ist, begründetc

Die Revision rügt Verletzung des 5 542 der Reichsversiche—
rungsordnung (RVÖ)„ Sie führt aus: Eine Essenseinnahme kön—

ne nur ausnahmsweise in einem rechtlich wesentlichen inne—

ren Zusammenhang mit der versicherten Arbeitstatigkeit ste—

hen° Besondere Umstände, die in dem zu entscheidenden Falle

zum Versicherungsschutz führen könnten, lägen nicht vor, je—

denfalls seien sie nicht rechtsirrtumsfrei festgestellt, Das

LSG° habe die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung

überschritten, indem es weitgehend mit Vermutungen und Unter—

stellungen gearbeitet habe. Dies gelte z„B° für die Fest—

stellung, die Deutsche Treuhandgesellschaft habe "zweifel—

los ein Interesse daran gehabt, daß ihr Prüfer die Arbeit in

Stuttgart schnell beendete, also in der Mittagspause keine

unnötige Zeit mit dem Aufsuchen von Speiselokalen ver—

brauchte"o In Wahrheit sei es der Arbeitgeberin des Verstor—

benen gleichgültig gewesen, wo dieSer sein Mittagessen ein—

nahm° Sie habe keine Veranlassung gehabt, ihm eine ausreichende

_ 6 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Mittagspause zu versagen° Unrichtig sei auch die Feststel—

lung, der Deutschen Treuhandgesellschaft sei "sicherlich

daran gelegen gewesen, daß ihr Prüfer die Verpflegungsspesen

möglichst gering hielt"c Der Ehemann der Klägerin habe feste
Tagegelder bezogen, aus denen er seine Verpflegungsk0sten zu
bestreiten gehabt habe„ In dieser Hinsicht hätte das LSG„ den

Sachverhalt durch Befragen der Beteiligten und der Deutschen

Treuhandgesellschaft aufklären müssenr — Schließlich ist die

Revision der Auffassung, es fehle an einer ausreichenden

Grundlage für die Feststellung des LSG„‚ die Lebensmittelver—

giftung habe das Leben des Ehemannes der Klägerin um mehr als

ein Jahr verkürzt° Sie weist daraufhin, daß nur der Sachver—

ständige Dr° N eine Verkürzung um mehr als ein Jahr ange—

nommen habe„ Dessen Gutachten hält sie jedoch insofern für

widersprüchlich, als er einerseits ausführe7 die Erkrankung

der Hirnhaut habe sich während der letzten Tage deutlich ge—

bessert‚ andererseits aber sage‚ der Ehemann der Klägerin '

habe die Besserung wegen des durch die Komplikationen eingetrg

tenen Todes nicht erlebt° {;

Die Beklagte beantragt,
€],

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Klage abzuweisen, };,

hilfsweise‚
‚

l‘

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG5 zurückzuverweisen° '

.,»
Die Klägerin beantragt, jl

die Revision zurückzuweisen„

Zu der Frage, ob die Lebensmittelvergiftung als Arbeitsunfall

anzusehen ist, bezieht sie sich im wesentlichen auf das ans

gefochtene Urteil„ Gegenüber den Verfahrensrügen der Revisi—

on vertritt sie die Auffassung, das LSG„ habe mit Recht und

ohne daß eine weitere Sachaufklärung erforderlich gewesen wä»

re, festgestellt, die Deutsche Treuhandgesellschaft sei an

der schnellen Erledigung der Prüfungsarbeiten interessiert

gewesen; denn die Summe der Spesen sei naturgemäß niedriger,

wenn die Anzahl der Arbeitstage geringer seit Den von der.
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hev1s1on gerügten Widerspruch im Gutachten des Drc Natho

hält die Klägerin nicht für gegeben°
‘1

1

II

Die Revision ist durch Zulassungs
atthaft

(@ 162 Abs„ 1 Nr„ 1
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—), auch form—_und fristge—

recht eingelegt und begründet worden, also zulässig Sie

hatte auch Erfolg° “ 1 > ;

Bei der Beurteilung der Rechtsfrage, ob die Lebensmittelver—

giftung des Ehemannes der Klägerin als Arbeitsunfall im

Sinne des 9 542 EVO anzusehen ist‚ ist das LSG„ mit Recht

von dem anerkannten Grundsatz ausgegangen, daß die Nahrungs—

aufnahme im allgemeinen der rein persönlichen Sphäre des

Versicherten zuzurechnen ist (vgl° RVA.‚9 AN° 1907 S. 472

Nr„ 2193; Handbuch der Unfallversicherung Bd° 1 Sc 111;

RVG—Mitgl‚Kommentar, 9 544 S° 56; Lauterbach9 Unfallversiche—

rung, 2° Aufl„ S° 68; BSG„, Urt„ vom 30„6.1960 — 2 RU

111/58 —)° Demgemäß hat des Reichs vers icherungsamt (RVA„)

in einer Schädigung durch verdorbene Speisen nur dann einen

Arbeitsunfall gesehen, wenn sich ein besonderer Zusammenhang

zwischen der Nahrung aufnahme und der versaicherten Beschäfw

tigung feststellen ließ (vglt Nachweise im RVG—Mitgl‚Kom—

mentar, @ 544 Anm° 4 I D 2 b S. 56)„ Einen solchen Zusam—

menhang hat z„B° das Lande°iroeitsgericht Leipzig in einer

Entscheidung vom 300 Mai 1941 für den ball angenommen‚ daß

ein Arbeiter durch ein in der Werkskantineseines Betriebes

eingenommenes verdorbenes Essen in seiner Gesundheit ge—

schädigt wurde (EuMO Bd° 49 S. 8)„ Als Merkmale für einen

rechtlich wesentlichen Zusammenhang hat das Landes arbeitsge—

richt unter Hinweis auf "die neuzeitliche Auffassung von

Betrieb und Betriebsgemeinschaft" vor allem herausgestellt,

daß gemeinsame Mahlzeiten in einer Werkrkantine kamerad—

schaftefördernd wirken und — was für die damalige Kriegszeit

von erheblicher Bedeutung war — daß die Betriebsangehörigen

nur in der Gemeinschaftsverpflegung die Vorteile der Sonder—

zuweisungen an-Werksküchen mitgcnicßen könnten„ Ob dieser

! —8—
1
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Auffassung für die Esseneinnahme in Werkskantinen in der

Gegenwart zuzustimmen ist, brauchte der Senat nicht zu ent—

scheiden, weil der Ehemann der Klägerin, wie das LSG° mit

Recht ausgeführt hat, nicht zu der Belegschaft gehörte, für
welche die Kantine eingerichtet war° Die Beantwortung der Fra—

ge nach dem Vorhßgen eines Arbeitsunfalls hängt entscheidend

davon ab, ob die Esseneinnahme mit der versicherten Tätigkeit
des Ehemannes der Klägerin, also mit der für die Deutsche

Treuhandgesellschafts als seine Arbeitgeberin ausgeübten Prüf—
tätigkeit in einem rechtlich wesentlichen inneren Zusammen—

hang stand° Dieses Erfordernis ist nicht sehon deshalb er—
füllt, weil der Ehemann der Klägerin in den Räumen und mögli—

cherweise unter Benutzung von Betriebseinrichtungen der Zen—

traleuropäischen Versicherungs—AG° tätig zu sein hatte und es
unter diesen Umständen nahe lag, zur Einnahme des Mittages—

sens die Kantine des zu prüfenden Unternehmens aufzusuchen°

Der erkennende Senat hat bereits in dem vom LSG° angeführten

Urteil vom 50° Juli 1958 (BSG° 8 s„ 48) entschieden, daß auf
einer Dienstreise der Schutz der gesetzlichen Unfallversiche—

rung nicht schon deshalb ohne weiteres gegeben ist‚ weil der

Beschäftigte gezwungen ist, sich in einer fremden Stadt auf—

zuhalten, vielmehr muß auch in einem solchen Falle die unfall«

bringende Betätigung mit dem Beschäftigungsverhältnis in ei—

nem rechtlich wesentlichén Zusammenhang steheni Ein solcher

Zusammenhang wird allerdings, wie der Senat a„a„0° weiter

ausgeführt hat, am Ort der auswärtigen Beschäftigung in der

Regel eher anzunehmen sein als am Wohn— oder Betriebsort°

Prüft man den vorliegenden Streitfall unter dem vorstehend

dargelegten rechtlichen Gesichtspunkt, so liegt es nach dem

Sachverhalt und der Lebenserfahrung allerdings nicht fern?

daß der Ehemann der Klägerin aus Gründen, die sich aus seinem
Beschäftigungsverhältnis zur Deutschen Treuhandgesellschaft

ergaben, veranlaßt werden war, das Mittagessen am 2° Mai 1956

in der Kantine der Zentraleuropäischen Versicherungs—AG° ein—

zunehmen° Dies wäre zB: der Fall, wenn das zu prüfende Un-

ternehmen durchgehende Arbeitszeit hatte, der Prüfer wegen

der erforderlichen Zusammenarbeit mit Bediensteten des

_9...
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Betriebes oder der Benutzung von Betriebseinrichtungen gehal—

ten war, die Arbeitszeit voll auszunutzen, und es in der Näe

he der Arbeitsstätte keine Gastwirtschaft gab, in der sich die

Nahrungsaufnahme annähernd so zeitsparend gestaltete wie in

der Werkskantine° Ein besonderer Grund zur Benutzung der Kan—

tine könnte auch vorliegen, wenn sich unweit der Arbeitsstät—

te zwar Gaststätten befanden, ihre Preise aber_so hoch waren,

daß es für den Ehemann der Klägerin nach seiner Besoldung und

seinen Spesensätzen unzumutbar gewesen wäre; von solchen Gele—

genheiten Gebrauch zu machen° Möglicherweise war der Ehemann

der Klägerin auch ortsfremd und ihm deshalb die Lage von Spei—

selokalen unbekannt° Sollte er am 1„ Mai 7956 erst spät in ‘
Stuttgart eingetroffen sein und die Prüftätigkeit am 2° Mai

schon früh begonnen haben, so könnte das Aufsuchen der Kantine

am Mittag des 2° Mai so zu erklären sein, daß es als Zwischen—
lösuhg bis zum Auffinden einer geeigneten Speisewirtschaft

gedacht war° Schließlich könnte ein besonderer Anlaß zur Be—

nutzung der Kantine darin zu suchen sein, daß der Ehemann der

Klägerin im Interesse seiner Tätigkeit darauf angewiesen war‚

eine nähere persönliche Verbindung zu gewissen Bediensteten

des Unternehmens zu erhalten, und daß er diese am leichtesten

bei privaten Gesprächen am Mittagstisch finden zu können

glaubteu Von Bedeutung hierfür werden etwaige Wünsche oder An—

weisungen der Treuhandgesellschaft sein, wobei die Möglich—

keit nicht ohne weiteres auszuschließen ist, daß der Arbeit—

geberin eine allzu enge Verbindung zwischen ihrem Prüfer und

den leitenden Bediensteten des Unternehmens gerade unerwünscht

war ..

Die tatsächlichen Umstände, auf die es nach den vorangegange—

nen Ausführungen für die Entscheidung des Rechtsstreits an—

kommen könnte, sind bisher weitgehend ungeklärto Das LSG° hat

einen rechtlich wesentlichen inneren Zusammenhang zwischen

der Lebensmittelvergiftung des Klägers und seiner Prüftätig—

keit vor allem damit begründet‚ es habe im Interesse der Treu—

handgesellschaft gelegen, daß der Ehemann der Klägerin keine

unnötige Zeit mit dem Aufsuchen von Speiselokalen versäumt und

die Verpflegungsspesen mdglichst niedrig gehalten habe°
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Diese Feststellungen und Erwägungen sind jedoch9 wie die Re—

vision mit Recht gerügt hat, nicht frei von Verstößen gegen
verfehrensrechtliche Vorschriftenu Unnötige Zeit mit dem

Aufsuchen von Speiselokalen hätte der Ehemann der Klägerin
nur versäumt, wenn in unmittelbarer Nähe der Geschäftsräume

der Zentraleuropäischen Versicherungs—AG„ keine Gaststätte

vorhanden gewesen, das Aufsuchen eines anderen Speiselokals

also mit einem nennenswert höheren Zeitaufwand verbunden ge—

wesen wäre‚ wenn außerdem die Dienstg>stnltung bei der Zen—

treleuropäischen Versicherungs—AGß die Ausnutzung ersparter

Zeit ermöglicht— und der Ehemann der Klägerin auf Grund

dienstlicher Weisungen der Deutschen Treuhandgesellschaft ode1

entsprechend seinen Arbeitsgewohnheiten diese Zeit mit Arbeit
ausgenutzt hätte„ Ohne nähere Erforschung des Sachverhalts

in der angedeuteten Richtung (@ 103 SGG) durfte das LSG° somii

nicht den oben angeführten Schluß ziehenn Fehlerhaft, weil

auf unzureichender Sachuufklärung beruhend, ist auch die Fest

stellung des LSG«‚ die Deutsche Treuhandgesellschaft sei da—

ran interessiert gewesen, die Verpflegungsspesen ihres Prü—

fers niedrig zu halten° Diese Erwägung träfe zu; wenn der

Ehemann der Klägerin keinen festen Spesensatz erhalten hätte,

ihm Vielmehr der tatsächliche Aufwand erstattet werden wäre°

Eine dahingehende Sachaufklärung hat das LSG„ jedoch unter—

lassen" Es trifft allerdings zu, daß auch bei festen Spesen

deren Summe niedriger.gewesen wäre, wenn der Ehemann der

Klägerin durch zeitsparende Gestaltung der E&eneinnahme die

Gesamtprüfzeit hätte verkürzen können! Dies läßt sich je—

doch nicht beurteilen, weil — wie bereits ausgeführt wurde —
nicht feststeht, inwieweit der Ehenann der Klägerin in der

Lage und bereit war, die durch die Kentinenbenutzung mög—

licherweise ersparte Zeit zur Intensivierung seiner Prüf—

tätigkeit zu nutzen°

Läßt man die von der Revision mit Recht angegriffenen und

deshalb des BSG„ nicht bindenden Feststellungen (@ 165 SGG)

außer Betracht‚ so reicht der sonstige Sacthrhelt nicht

aus, einen rechtlich wesentlichen Zusammenhang zwischen der

}
‘
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Esseneinnahme und der versicherten Tätigkeit des Ehemannes

der Klägerin zu begründen„ Hinsichtlich der Frage, ob die

Lebensmittelvergiftung als Arbeitsunfall zu werten ist‚ ent—
behrt der Rechtsstreit somit noch der Entscheidungsrcife°

Unbegründet ist dagegen das Vorbringen der Revision insoweit,

als es sich gegen die Ausführungen des LSG„ über den medizi—

nischen Zusammenhang zwischen der Lebensmittelvergiftung

und dem Tode des Versicherten richtet; Daß die Lebensmittel—

vergiftung das Grundleiden des Klägers? nämlich die Erkrankung

der harten Hirnhaut, kompliziert und damit eine Mitursache

für den Eintritt des Todes gesetzt hat — insoweit handelt es

sich um eine tatsächliche Feststellunge des Berufungsgerichts —‚
zieht die Revision nicht in Zweiielo Sie bennstsndet jedoch

die ebenfalls auf dem Gebiet des Tatsäch110hen liegende Fest—

stellung‚der Eintritt des Todes sei durch die Lebensmittel—

vergiftung um mindestens ein Jahr beschleunigt worden„ Die

hiergegen gerichteten Angriffe sind unbegründet„ In den von

der Beklagten eingeholten Gutachten ist die Frege‚ um wieviel

früher der Tod durch die Einwirkung der Nahrungsmittelvergif—

tung eingetreten ist? offen geblieben„ Dagegen hat der vom SGG

7angehörte Sachverständige Dr„ N die Beschleunigung des Ab—

lebens um mindestens ein Jahr mit hinreichender Wahrschein—

lichkeit bejahtt Diesem Gutachten durfte sich das LSG„ — wie

geschehen — in freier richterlicher Beweiswürdigung (@ 128

Abs‚ 1 SGG) anschließen„ Entgegen der Auffassung der Revi—
sion liegt kein Widerspruch darin, daß Dr„ N ausgeführt

hat9 der akute Schub der Erkrankung der harten Hirnhaut habe

sich während der letzten Tage gebessert‚ der Versicherte ha—

be jedoch die Besserung wegen des durch die Komplikationen

eingetretenen Todes nur nicht erlebt» Diese Ausführungen sind

mit hinreichender Deutlichkeit so zu verstehen — und das

LSG° hat sie offensichtlich auch in diesem Sinne verstanden —,
daß der Erkrankte weder am 29„ Mai 1956 noch im Laufe des

folgenden Jahres an der Hirnhauterkrrnkung gestorben wäre,

wenn nicht die Lebensmittelvcrgiftung zu einer Verschlimme—

"rung des Grundleidens und zu weiteren iomylikationen
} ' “ ‘ 3 ;
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(Beckenvenenthrombose, Dermlähmung und Lungenemboli) ge—
führt hätte„ '

Aus den angeführten Feststellungen hat das LSG° ohne Rechts—

irrtum den Schluß gezogen, die Lebensmittelvergiftung habe

eine rechtlich wesentliche Teilursache für den Eintritt des

Todes gebildet° Wie der Senat bereits im Urteil vom 30„ Ju—

ni 1960 —2 RU 86/56 - ausgeführt hat‚ ist der Begriff der
rechtlich wesentlichen Ursache ein Wertbegriff° Die Frage,

ob eine Mitursache für den Erfolg wesentlich ist‚ beurteilt

sich nach dem Wert, den ihr die Auffassung des täglichen

Lebensgibt° Bei einer solchen Bewertung können Anschau—

ungen nicht unbeschtet bleiben, die sich im Laufe einer länge

ren Zeit in den in erster Linie betroffenen Kreisen gebil—

det haben° Ähnlich, wie z„B° im Falle des @ 608 RVO eine Än—

derung im Gesundheitszustand des Verletzten in der Regel

als wesentlich gilt, wenn die Minderung der Erwerbsfähigkeit

sich um mindestens 10 V„H° erhöht oder vermindert hat (vgl°

RVA„,EuM„Bd„ 22 s„ 220unddie in denFußnotenangeführten
weiteren Entscheidungen), hat sich auch für die Abgrenzung

der rechtlich wesentlichen Teilursache von der "Gélegenheits—

ursache" in der Rechtsprechung und im Schrifttum der gesetz—

lichen Unfallversicherung die — von keinem der Beteiligten w
beanstandete — Auffassung durchgesetzt, daß eine rechtlich

wesentliche Teilursache jedenfalls dann vorliegt, wenn sie
den Tod um mindestens ein Jahr beschleunigt hat° Dies hat der

erkennende Senat bereits im Urteil vom 14„ März 1958 (SozR°

RVO @ 542 Bl„ Aa 5 Nr° 10) unter Anführung zahlreicher Nach—

weise ausgesprochen° An dieser Auffassung hält der Senat

fest° Ihr stehen auch die Entscheidungen des 80 Senats vom

20„ März 1956 (BSG„2 3° 265 15717)und des 11„ Senats vom
230 Juni 1960 — 11 BV 1320/59 — nicht entgegen, in denen für

das Gebiet des Versorgungsrechts der ursächliche Zusammen—

hang zwischen einer Schädigung im Sinne des BVG und dem Ein—

tritt des Todes bejaht wird, wenn der Tod ohne die Schädi—

gung "innerhalb einer absehbaren Zeitspanne" nicht eingetre—

ten wäre„ Da in der Entscheidung des 8" Senats die zum Teil

auch vom 2° Senat im Urteil vom 14° März 1958(a.a„O.) ange—

führte‚ auf eine Beschleunigung des Ablebens um etwa ein
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Jehr abstellende Rechtsprechung grundsätzlich gebilligt wird

und der 11° Senat sich auf die o.,a° Entscheidung des 80 Senats

stützt, darf angenommen werden, daß auch diese Senate in ei—

‚ner Zeitspanne von mindestens einem Jahr keine "absehbare

Zeitspanne" sehen wollen.

Da es noch weiterer Feststellung zu der Frage bedarf„ ob

ein Arbeitsunfall vorliegt, konnte das BSGO in der Sache nicht

selbst entscheiden„ Deshalb wurde das angefochtene Urteil mit

den ihm zugrundeliegenden Feststellungen aufgehoben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entncheidung an das LSG°

zurÜCKVerwiesen (@ 170 Abs° 2 SGG)„

Über die Kosten des Revisionsverfahren wird in dem abschlies—

senden Urteil zu entscheiden sein°
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